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Reichs-Geſetzblatt. 


M15. 


Inhalt: Verordnung, betreffend das Verbot der Einfuhr von lebenden Schweinen aus Rußland, Oeſterreich⸗ 
Ungarn und den Hinterländern Oeſterreich⸗Angarns. S. 149. — Bekanntmachung, betreffend die 
Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die Anmeldungen zu demſelben. S. 150. 


(Nr. 1860.) Verordnung, betreffend das Verbot der Einfuhr von lebenden Schweinen aus 
Rußland, Oeſterreich⸗Angarn und den Hinterländern Oeſterreich-Ungarns. 
Vom 14. Juli 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Konig 
von Preußen 2¢. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths, 
was folgt: 
H. 


Die Einfuhr von lebenden Schweinen aus Rußland, Defterreich-Ungarn 
und den Hinterländern Oeſterreich-Ungarns über die Grenzen des Reichs iſt bis 
auf Weiteres verboten. 

§. 2 


Der Reichskanzler iſt ermächtigt, Ausnahmen von dem Verbot zu geſtatten. 
§. 3. 


Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord Meiner Y. „Hohenzollern“ Drontheim, den 14. Juli 1889. 
(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 
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Ausgegeben zu Berlin den 22. Juli 1889. 


Regiſtergericht. 


Bisherige Regiſter. 


Oeffentlichkeit des Re⸗ 
giſters und der Liſte; 
Bekanntmachung der 
Regiſtereintragungen. 
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(Nr. 1861.) Bekanntmachung, betreffend die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die 
Anmeldungen zu demſelben. Vom 11. Juli 1889. 


Auf Grund des F. 171 Abſatz 1 des Geſetzes, betreffend die Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, vom 1. Mai 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 55) hat der 
Bundesrath folgende Beſtimmungen über die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters 
und die Anmeldungen zu demſelben erlaſſen: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


WE 
Das Genoſſenſchaftsregiſter bildet fortan nicht einen Theil des Handels— 
regiſters, ſondern wird von dem zur Führung des letzteren zuſtändigen Gericht 
(Geſetz, betreffend die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, vom 1. Mai 
1889, Reichs⸗Geſetzbl. S. 55, F. 10 Abſatz 2) als ein ſelbſtändiges Regiſter 
geführt. . 
§. 2 


Die in Gemäßheit des Geſetzes vom 4. Juli 1868 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 415) 
angelegten Regiſter gelten als Genoſſenſchaftsregiſter im Sinne des neuen Geſetzes 
und dieſer Beſtimmungen. 

Wo bisher die dem Geſetze vom 4. Juli 1868 unterſtehenden Genoſſen⸗ 
ſchaften nicht in eine beſondere, als Genoſſenſchaftsregiſter dienende Abtheilung des 
Handelsregiſters, ſondern zuſammen mit den Handelsgeſellſchaften in das letztere 
eingetragen ſind, iſt ein beſonderes Genoſſenſchaftsregiſter anzulegen. In dasſelbe 
ſind aus dem Handelsregiſter die auf die vorgedachten Genoſſenſchaften bezüglichen 
Eintragungen, ſoweit fie noch Geltung haben, von Amtswegen zu übertragen, 
hierbei iſt die erfolgte Uebertragung aus dem Handelsregiſter zu vermerken. 


$. 3. 

Die für jede bei dem Regiſtergericht eingetragene Genoſſenſchaft zu führende 
Liſte der Genoſſen iſt, wie das Genoſſenſchaftsregiſter, öffentlich (Geſetz §. 12 
Abſatz 3, $. 147). 

In Betreff der Ertheilung von Abſchriften, Auszügen und Beſcheinigungen 
aus dem Regiſter und der Lifte, ſowie in Betreff der Bekanntmachung der Ein- 
tragungen in das Regiſter und in Betreff der Beſtimmung der öffentlichen Blätter, 
in welchen die Bekanntmachungen erfolgen, finden, ſoweit nicht in dem Geſetze 
oder dieſen Beſtimmungen etwas Anderes verordnet iſt, außer den auf das 
Handelsregiſter bezüglichen Vorſchriften der Artikel 12 bis 14 des Handels⸗ 
geſetzbuches die zu denſelben in den einzelnen Bundesſtaaten ergangenen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen entſprechende Anwendung. 
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F. 4. 
Die öffentliche Bekanntmachung einer Eintragung muß ohne Verzug, ſobald 
dieſe geſchehen iſt, und ohne daß eine andere Eintragung abgewartet werden 
darf, veranlaßt werden. 


§. 5. 


Für die Bekanntmachungen aus dem Genoſſenſchaftsregiſter können andere, 
als die für die Bekanntmachungen aus dem Handelsregiſter dienenden Blätter 
beſtimmt werden. 

Die Bekanntmachungen im Deutſchen Reichsanzeiger (Geſetz §. 147) ſind 
in einem beſtimmten Theile desſelben zuſammenzuſtellen. 

Bei der im Dezember jedes Jahres zu bewirkenden Veröffentlichung der 

für die Bekanntmachungen beſtimmten Blätter iſt dasjenige Blatt beſonders zu 
bezeichnen, in welchem außer dem Deutſchen Reichsanzeiger die Bekanntmachungen 
für kleinere Genoſſenſchaften erfolgen ſollen (Geſetz $. 147). Bei der Auswahl 
dieſes Blattes iſt hauptſächlich auf feine Verbreitung im Gerichtsbezirke Gewicht 
u legen. 
١ Bei der Entſcheidung, ob im Sinne der vorſtehenden Beſtimmung eine 
Genoſſenſchaft zu den kleineren Genoſſenſchaften zu rechnen iſt, hat das Regiſter⸗ 
gericht ſowohl die Zahl der Mitglieder und die Größe des Genoſſenſchaftsvermögens, 
als die Art und den Umfang des Geſchäftsbetriebes zu berüdlichtigen. 


. 6. 


Die Vorſchrift, daß Anmeldungen zum Genoſſenſchaftsregiſter durch ſämmtliche 
Mitglieder des Vorſtandes oder durch ſämmtliche Liquidatoren perſönlich zu be⸗ 
wirken oder in beglaubigter Form einzureichen find (Geſetz $. 148), gilt nur von 
denjenigen Anmeldungen, welche in dem Geſetze als ſolche ausdrücklich bezeichnet ſind. 

Hierher gehören: 

1. die Anmeldung des Statuts der Genoſſenſchaft (Geſetz §§. 10, 11); 

2. die Anmeldung von Beſchlüſſen auf Abänderung des Statuts (Geſetz 

$. 16), einſchließlich der Anmeldung einer Herabſetzung der Haftſumme 
oder der Umwandlung einer Genoſſenſchaft nebſt den von dem Vorſtande 
hierbei abzugebenden Verſicherungen (Geſetz S$. 127, 137, 138); 

3. die Anmeldung einer Zweigniederlaſſung (Geſetz §. 14) oder der ufe 

hebung einer folder; 

4. die Anmeldung der Beſtellung, des Ausſcheidens oder der vorläufigen 

Enthebung von Vorſtandsmitgliedern und Liquidatoren (Geſetz §§. 10, 
11, 28, 82, .؟‎ 83 Abſatz 2); 


28° 


Form der Anmeldungen 
Anzeigen, Einreichungen 
u. f. w. 


Beglaubigungen. 


— 152 — 


5. die Anmeldung der Auflöſung einer Genoſſenſchaft in den Fällen der 
$$. 76 und 77 des Geſetzes; 

6. die Anmeldung des von den beſtehenden Genoſſenſchaften nach §. 155 des 
Geſetzes mit dem Inkrafttreten desſelben anzunehmenden Firmenzuſatzes. 


Die Anmeldung durch einen Bevollmächtigten iſt ausgeſchloſſen. 


sen 

Für die fonftigen Anzeigen und Erklärungen, welche zum Genoffenfchafts- 
regiſter oder zu der Liſte der Genoſſen zu bewirken ſind, bedarf es weder der 
Mitwirkung ſämmtlicher Vorſtandsmitglieder oder Liquidatoren, noch, ſoweit das 
Gegentheil nicht beſonders beſtimmt iff, der beglaubigten Form (z. B. Geſetz $. 31 
Abſatz 2, F. 87 Abſatz 1, F. 61 Abſatz 2). Sofern jedoch ſolche Anzeigen oder 
Erklärungen mit rechtsverbindlicher Wirkung für die Genoſſenſchaft verbunden 
ſind, müſſen dieſelben in der für die Willenserklärungen des Vorſtandes oder 
der Liquidatoren vorgeſchriebenen Form, insbeſondere unter Mitwirkung der hier⸗ 
nach erforderlichen Zahl von Mitgliedern der bezeichneten Organe erfolgen (Geſetz 
§§. 25, 83). 

Letzteres gilt insbeſondere von den ſämmtlichen Einreichungen, Anzeigen und 
Verſicherungen, welche in Bezug auf den Beitritt und das Ausſcheiden von Genoſſen, 
ſowie auf die Betheiligung derſelben mit weiteren Geſchäftsantheilen von dem 
Vorſtande zur Lifte der Genoſſen zu bewirken find (Geſetz §. 15 Abſatz 2, $. 67, 
$. 69 Abſatz 2, F. 74 Abſatz 2, $. 75 Abſatz 2, $. 131 Abſatz 2, §§. 132, 164, 
§. 169 Abſatz 2), imgleichen von der Einreichung eines Urtheils, durch welches 
ein in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragener Beſchluß der Generalverſammlung 
für ungültig erklärt wird (Geſetz §. 49 Abſatz 4). 

Die Einreichungen und Anzeigen können perſönlich bei dem Gericht oder 
ſchriftlich mittelſt Einſendung bewirkt werden. Im erſteren Falle hat das Gericht 
über den Vorgang unter Bezeichnung der erſchienenen Vorſtandsmitglieder einen 
Vermerk aufzunehmen; im Falle ſchriftlicher Einreichung iſt die ordnungsmäßige 
Zeichnung durch den Vorſtand erforderlich. 


$. 8. 

Soweit Anmeldungen zum Genoſſenſchaftsregiſter oder Zeichnungen der 
Vorſtandsmitglieder oder Liquidatoren in beglaubigter Form einzureichen ſind 
(§. 6), genügt die Beglaubigung der Unterſchriften. Das Gleiche gilt in Betreff 
der Anerkenntniſſe des Vorſtandes in den Fällen des F. 69 Abſatz 2 und des 
$. 169 Abſatz 2 des Geſetzes, ſofern nicht das Anerkenntniß bei dem Gericht zu 
Protokoll erklärt wird. 

Die Beglaubigung der Unterſchriften kann außer durch das Gericht oder 
einen Notar auch durch den Gemeindevorſteher oder die Polizeibehörde erfolgen. 
Einer Zuziehung von Zeugen bedarf es nicht. 
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In den Fällen, in welchen die Abſchrift einer Urkunde zum Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter oder zur Liſte der Genoſſen einzureichen iſt, genügt, ſofern nicht das 
Geſetz die Beglaubigung vorſchreibt, eine einfache Abſchrift (Geſetz $. 11 Nr. 3, 
F. 28, §. 67 Abſatz 2). Anderenfalls bedarf es der gerichtlichen oder notariellen 
Beglaubigung (Geſetz $. 14 Abſatz 2, $. 56, $. 64 Abſatz 2, §. 67 Abſatz 1). 


Se 

Von einer erfolgten Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter find der 
Vorſtand oder die Liquidatoren zu benachrichtigen. Das Gleiche gilt von der 
Ablehnung einer beantragten Eintragung. 

Dieſe Benachrichtigungen ſowie die im $. 15 Abſatz 4 und F. 70 des Geſetzes 
vorgeſehenen Benachrichtigungen bezüglich des Beitritts oder des Ausſcheidens von 
Genoſſen können ohne Förmlichkeiten, insbeſondere durch einfache Poſtſendung 
erfolgen. Für die Benachrichtigung von Eintragungen in die Liſte der Genoſſen 
ſind in der Regel Poſtkarten zu verwenden. 

Wird eine Eintragung in das Regiſter oder in die Lifte abgelehnt, jo find 
zugleich die Gründe der Ablehnung mitzutheilen. 


F. 10. 

Die Obliegenheiten des Nichters und des Gerichtsſchreibers (Regiſterführers) 
in Betreff der Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und der Lifte der Genoſſen 
ſowie in Betreff der auf die Eintragungen in dieſelben bezüglichen Verhandlungen 
beſtimmen ſich nach den in den einzelnen Bundesſtaaten für das Handelsregiſter 
geltenden Vorſchriften. 

§. 11. 


Auf die Erledigung der das Genoſſenſchaftsregiſter und die Lifte Der Ge- 
noſſen betreffenden Angelegenheiten ſind die Gerichtsferien ohne Einfluß. 


II. Die Eintragungen in das Genoſſenſchaftsregiſter. 


§. 12. 
Das Genoſſenſchaftsregiſter wird nach dem in den einzelnen Bundesſtaaten 
vorgeſchriebenen Formular geführt. 
Jede Genoſſenſchaft iſt auf einem beſonderen Blatte des Regiſters einzutragen , 
die für ſpätere Eintragungen noch erforderlichen Blätter ſind freizulaſſen. 


Ha 


Für jede in das Regiſter eingetragene Genoſſenſchaft werden beſondere 
Akten angelegt. Zu denſelben kommen alle zur Eintragung in das Regiſter Dee 


Benachrichtigung der 
Betheiligten. 


Obliegenheiten des 
Richters und des Ge⸗ 
richtsſchreibers. 


Behandlung als Ferien⸗ 
ſachen. 


Einrichtung des 
Regiſters. 


Regiſterakten. 


Datum und Unterfchrift 
der Eintragungen. 


Eintragung bes Statuts. 


Eintragung von 
Statutenänderungen; 


mim 


ſtimmten Anmeldungen nebft den dazu gehörigen Schriftſtücken, insbeſondere den 
Zeichnungen von Unterſchriften, ſowie die ſonſt dem Gericht einzureichenden 
Urkunden und Beläge, ſoweit dieſelben ſich nicht auf die Liſte der Genoſſen beziehen 
($. 24 Abſatz 4), ferner die auf die Eintragungsgeſuche erlaffenen Verfügungen 
und die Nachweiſungen über die erfolgte Bekanntmachung der Eintragungen. 


§. 14. 


Bei jeder Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter iſt der Tag derſelben 
anzugeben. Die Eintragung iſt von dem Regiſterführer zu unterzeichnen. Zu⸗ 
gleich iſt auf die Verfügung, durch welche die Eintragung angeordnet iſt, 
zu verweiſen. 

Nach erfolgter Eintragung iſt in den Akten bei der Verfügung die Er⸗ 
ledigung derſelben und der Tag der Erledigung zu vermerken. 


§. 15. 


Vor der Eintragung des Statuts einer Genoſſenſchaft (Geſetz §§. 10 
bis 12) hat das Gericht zu prüfen, ob das Statut den geſetzlichen Vorſchriften 
entſpricht, insbeſondere ob die in demſelben bezeichneten Zwecke der Genoſſenſchaft 
mit den Beſtimmungen im F. 1 des Geſetzes im Einklange ſtehen. 

Die Eintragung geſchieht in der Weiſe, daß in das Regiſter ſelbſt nur 
ein Auszug aus dem Statut aufgenommen wird. Derſelbe hat die im § 12 
Abſatz 2 und 4 des Geſetzes bezeichneten Angaben, bei Genoſſenſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftpflicht außerdem die Höhe der Haftſumme und im Falle des 
$. 128 des Geſetzes die höchſte Zahl der Geſchäftsantheile, auf welche ein Ge— 
noſſe ſich betheiligen kann, zu enthalten. 

Das von dem Vorſtande einzureichende Originalſtatut iſt zu den Akten zu 
nehmen; in dem Regiſter iſt auf die Stelle der Akten, an welcher dasſelbe ſich 
befindet, zu verweiſen. 


§ 16. 


Beſchlüſſe auf Abänderung des Statuts (Geſetz $. 16) werden, wenn fie 
eine der im Abſatz 2 des vorhergehenden Paragraphen bezeichneten Beſtimmungen 
zum Gegenſtande haben, ihrem Inhalte nach, in anderen Fällen nur unter all⸗ 
gemeiner Bezeichnung ihres Gegenſtandes eingetragen. 

Mit Beſchlüſſen auf Fortſetzung einer auf beſtimmte Zeit beſchränkten Ge⸗ 
noſſenſchaft wird, auch wenn fie nicht eine Statutenänderung enthalten, ebenſo 
wie mit einer ſolchen verfahren. 

Die eine der von dem Vorſtande einzureichenden beiden Abſchriften des 
Beſchluſſes iſt zu den Akten zu nehmen; in dem Regiſter iſt auf die Stelle der 
Akten, an welcher dieſelbe ſich befindet, zu verweiſen. 


b. 17. 


Im Falle der Umwandlung einer Genoſſenſchaft (Geſetz §§. 137, 138) iſt 
außer dem Umwandlungsbeſchluß auch die durch denſelben bedingte Aenderung 
der Firma (Geſetz $$. 2, 3) und bei der Umwandlung in eine Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftpflicht die Höhe der Haftſumme, ſowie im Falle des $. 128 
des Geſetzes die höchſte Zahl der Geſchäftsantheile, auf welche ein Genoſſe ſich 
betheiligen kann, einzutragen. 

In den im F. 137 des Geſetzes bezeichneten Umwandlungsfällen und ebenfo 
im Falle einer Herabſetzung der Haftſumme bei einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter 
Haftpflicht (§. 127 daſelbſt) müſſen mit der Anmeldung des Beſchluſſes die Blätter, 
in welchen die vorgeſchriebenen Bekanntmachungen des Beſchluſſes veröffentlicht 
find, eingereicht werden; zugleich haben die ſämmtlichen Mitglieder des Vorſtandes 
die im ü. 127 Abſatz 2 des Geſetzes vorgeſehene ſchriftliche Verſicherung abzugeben. 
Die Eintragung darf nur ſtattfinden, wenn zwiſchen der letzten der bezeichneten 
Bekanntmachungen und der Anmeldung ein Jahr verſtrichen iſt. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften des vorhergehenden Paragraphen 
Anwendung. 


§ 18. 


Die Eintragung des Zuſatzes „eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter 
Haftpflicht“, welchen die unter dem Geſetz vom 4. Juli 1868 eingetragenen Ge⸗ 
noſſenſchaften in ihre Firma aufzunehmen haben (Geſetz §. 155), erfolgt auf Grund 
der Anmeldung des Vorſtandes. Eines Beſchluſſes der Generalverſammlung be— 
darf es nicht; die bezeichnete Aenderung der Firma tritt kraft Geſetzes ein. Der 
Vorſtand iſt jedoch gegebenenfalls durch Ordnungsſtrafen zur Anmeldung anzuhalten. 

Die vorſtehende Beſtimmung findet auf Genoſſenſchaften, welche die Um— 
wandlung in eine Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Nachſchußpflicht oder mit Des 
ſchränkter Haftpflicht beſchließen, ſolange Anwendung, bis der Umwandlungs— 
beſchluß in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen iſt. 

Auf Genoſſenſchaften, welche beim Inkrafttreten des Geſetzes bereits auf 
gelöft find, findet die Beſtimmung des erſten Abſatzes keine Anwendung. 


$. 19. 


Die Anmeldung und Eintragung der Vorſtandsmitglieder (Geſetz §. 10 
Abſatz 1, §. 28) hat mit dem Beginn ihres Amtes zu erfolgen. Dasſelbe gilt 
für den Fall der Wiederwahl bisheriger Vorſtandsmitglieder und für den Fall 
der Beſtellung von Stellvertretern behinderter Vorſtandsmitglieder (Geſetz F. 33). 

Imgleichen iſt die Beendigung der Vollmacht von Vorſtandsmitgliedern 
alsbald nach dem Ausſcheiden derſelben aus dem Vorſtande anzumelden und ein⸗ 
zutragen. Als Beendigung der Vollmacht gilt auch eine vorläufige Enthebung 
durch den Aufſichtsrath (Geſetz $. 38). 


insbeſondere der Um⸗ 

wandlung einer Ger 

noſſenſchaft und der 

Herabſetzung der Hafte 
ſumme. 


Eintragung des Firmen, 
zuſatzes behehender Ge’ 
noſſenſchaften. 


e in Bezug 
auf die Mitglieder des 
Vorſtandes. 


Eintragung von Zweig⸗ 
niederlaſſungen. 


Eintragung der Auf⸗ 
löſung. 
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Eine Beſchränkung der Vertretungsbefugniß des Vorſtandes kann nicht 
eingetragen werden. 
$. 20. 


Die Errichtung einer Zweigniederlaſſung außerhalb des Gerichtsbezirks der 
Hauptniederlaſſung iſt bei dem Gericht, in deſſen Bezirk die erſtere ſich befindet, 
in Gemäßheit des $. 14 des Geſetzes zur Eintragung anzumelden. Die Eintragung 
erfolgt nicht, bevor die Eintragung der Hauptniederlaſſung nachgewieſen ift. 

Von der bewirkten Eintragung der Zweigniederlaſſung hat das Gericht 
dem Gericht der Hauptniederlaſſung Mittheilung zu machen. Von dem letzteren 
iſt auf Grund dieſer Mittheilung die Errichtung der Zweigniederlaſſung im Ne 
giſter bei der Hauptniederlaſſung einzutragen. 

Die bei dem Gericht der Hauptniederlaſſung zu bewirkenden Anmeldungen 
und Einreichungen zum Genoſſenſchaftsregiſter haben in der gleichen Weiſe auch 
bei dem Gericht jeder Zweigniederlaſſung zu erfolgen (Geſetz $. 148 Abſatz 2). 
Nur im Falle der Auflöſung der Genoſſenſchaft findet eine Anmeldung durch 
den Vorſtand zum Regiſter der Zweigniederlaſſung nicht ftatt; vielmehr hat in 
dieſem Falle und ebenſo im Falle der Eröffnung des Konkursverfahrens das 
Gericht der Hauptniederlaſſung von der geſchehenen Eintragung unverzüglich zu 
dem Genoſſenſchaftsregiſter einer jeden Zweigniederlaſſung Mittheilung zu machen. 
Auf Grund dieſer Mittheilung erfolgt die Eintragung in das Regiſter der Zweig⸗ 
niederlaſſung. 

Wird abgeſehen von dem Falle der Auflöſung der Genoſſenſchaft eine 
Zweigniederlaſſung aufgehoben, fo iſt dies in der gleichen Weiſe, wie die Er⸗ 
richtung, zur Eintragung anzumelden und von der bewirkten Eintragung dem 
Gericht der Hauptniederlaſſung behufs Eintragung in das Regiſter dieſes Gerichts 
Mittheilung zu machen. 

Wird eine Zweigniederlaſſung in demſelben Gerichtsbezirk errichtet, welchem 
die Hauptniederlaſſung angehört, ſo iſt nur die Errichtung und der Ort der 
Zweigniederlaſſung ſowie gegebenenfalls die Aufhebung durch den Vorſtand an⸗ 
zumelden und in dem Regiſter bei der Hauptniederlaſſung einzutragen. 


ER 


Die Eintragung der Auflöſung einer Genoſſenſchaft in das Regiſter der 
Hauptniederlaſſung erfolgt 

1. in den Fällen der §§. 76 und 77 des Geſetzes auf Grund der An 
meldung des Vorſtandes, 

2. in den übrigen Fällen von Amtswegen, und zwar in dem Falle des 
F. 78 nach Eintritt der Rechtskraft des von dem Regiſtergericht er⸗ 
laſſenen Auflöſungsbeſchluſſes, in dem Falle des $. 79 auf Grund der 
von der zuständigen Verwaltungsgerichts- oder Verwaltungsbehörde 
erſter Inſtanz dem Regiſtergerichte mitzutheilenden rechtskräftigen Ent⸗ 
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ſcheidung, durch welche die Auflöſung ausgeſprochen iſt, im Falle der 
Eröffnung des Konkursverfahrens auf Grund der Mittheilung des Ge⸗ 
richtsſchreibers des Konkursgerichts (Konkursordnung F. 104); in dem 
letzteren Falle unterbleibt die Veröffentlichung der Eintragung (Geſetz 
$. 95). 

In allen Fällen der Auflöſung, außer dem Falle der Eröffnung des Kon⸗ 
kursverfahrens, ſind zugleich die Liquidatoren von dem Vorſtande anzumelden. 
Dies gilt auch dann, wenn die Liquidation durch die Mitglieder des Vorſtandes 
als Liquidatoren erfolgt (Geſetz $$. 81, 82). 

Iſt über die Form, in welcher die Liquidatoren ihre Willenserklärungen 
fundzugeben und für die Genoſſenſchaft zu zeichnen haben, insbeſondere über die 
Zahl der Liquidatoren, welche dabei mitwirken müſſen, eine Beſtimmung ge 
troffen, ſo iſt auch dieſe anzumelden und einzutragen (Geſetz $. 83). 

Im Uebrigen finden die auf den Vorſtand bezüglichen Vorſchriften des §. 19 
dieſer Beſtimmungen entſprechende Anwendung. 


$. 22. 


Sobald mit der vollſtändigen Vertheilung des Genoſſenſchaftsvermögens die 
Liquidation beendigt iſt, haben die Liquidatoren das Erlöſchen ihrer Vollmacht 
zur Eintragung anzumelden. 

Die Aufhebung oder Einſtellung des Konkursverfahrens (Konkursordnung 
§§. 151, 191; Geſetz $- 109) iſt auf Grund der bezüglichen Mittheilung des 
Gerichtsſchreibers des Konkursgerichts im Genoſſenſchaftsregiſter zu vermerken. 

Zugleich mit den in Abſatz! und 2 bezeichneten Eintragungen ſind die 
ſämmtlichen, auf die Genoſſenſchaft bezüglichen Eintragungen roth zu unterſtreichen. 


§. 23. 
Das Genoſſenſchaftsregiſter iff dauernd aufzubewahren. 
Die Regiſterakten ($. 13) können nach Ablauf von dreißig Jahren ſeit der 
Eintragung einer der im $. 22 bezeichneten Thatſachen vernichtet werden. 


III. Die Eintragungen in die Lite der Genoſſen. 


F. 24. 

Die Lifte der Genoſſen wird für jede in das Regiſter eingetragene Ge⸗ 
noſſenſchaft nach dem anliegenden Formular geführt. Sie bildet eine beſondere 
Beilage zum Genoſſenſchaftsregiſter. 

Auf dem Titelblatt der Liſte iſt die Firma und der Sitz der Genoſſen⸗ 
ſchaft ſowie Beginn und Ende des Geſchäftsſahres derſelben (Geſetz §. 8 Nr. 3, 
F. 12 Nr. 6, $. 157 Abſatz 1) anzugeben. Für eine Genoſſenſchaft, bei welcher 

Reichs- Geſetzbl. 1889. 20 
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in Gemäßheit des F. 114 des Geſetzes das Ausſcheiden von Genoſſen zum Schluſſe 
jedes Kalenderquartals ſtattfindet, iſt dies ſtatt der Angabe über das Geſchäfts— 
jahr auf dem Titelblatt zu vermerken. 

Die Eintragungen in die Liſte ſind ſtets ohne Verzug vorzunehmen. Bei 
jeder Eintragung iſt der Tag derſelben anzugeben; eine Unterzeichnung der ein⸗ 
zelnen Eintragungen durch den Regiſterführer iſt nicht erforderlich. 

Die Anträge, Schriftſtücke und Verfügungen, auf Grund deren die Ein- 
tragung ſtattfindet, ſind mit der laufenden Nummer, unter welcher der Genoſſe 
in die Lifte eingetragen iſt, zu verſehen und, nach Jahrgängen geſammelt, auf⸗ 
zubewahren. 

F. 25. 


Eine Liſte der Genoſſen wird auch bei jedem Gericht geführt, in deſſen 
Regiſter eine Zweigniederlaſſung der Genoſſenſchaft eingetragen iſt. Die Ein⸗ 
tragungen in dieſelbe erfolgen nicht auf Grund unmittelbarer Anzeigen oder An- 
träge der Betheiligten, ſondern auf Grund der von dem Gericht der Haupt⸗ 
niederlaffung dem Gericht der Zweigniederlaſſung zu machenden Mittheilungen 
über die in der Hauptliſte bewirkten Eintragungen (Geſetz §. 149 Abſatz 1, 
$. 170). 

$. 26. 


In Spalte 1 bis 4 werden die Mitglieder der Genoſſenſchaft unter fort- 
laufenden Nummern nach Vor- und Zunamen, Beruf und Wohnort eingetragen. 

Als erſte Mitglieder einer nach dem Inkrafttreten des Geſetzes zur Ein⸗ 
tragung angemeldeten Genoſſenſchaft ſind die Unterzeichner des Statuts einzutragen. 
Dieſelben müſſen auch in einer mit der Anmeldung des Statuts von dem Vor⸗ 
ſtande einzureichenden beſonderen Lifte aufgeführt fein (Geſetz §. 11 Nr. 1 und 2). 

Bei der Eintragung eines Genoſſen, welcher nach der Anmeldung des 
Statuts der Genoſſenſchaft beitritt, hat das Gericht zu prüfen, ob die Beitritts⸗ 
erklärung (Geſetz $. 15) die Unterſchrift des Genoſſen trägt, eine unbedingte iſt 
und bei Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter Haftpflicht oder unbeſchränkter Nach⸗ 
ſchußpflicht die in den $$. 113, 121 des Geſetzes vorgeſchriebene Bemerkung ente 
hält, ſowie ob die Einreichung ordnungsmäßig durch den Vorſtand erfolgt iff 
(§. 7 dieſer Beſtimmungen). 

Auf die Echtheit der Unterſchrift und die materielle Gültigkeit der Beitritts 
erklärung erſtreckt ſich die Prüfung des Gerichts nicht; vielmehr bleibt es im All⸗ 
gemeinen den Betheiligten überlaſſen, Mängel in dieſer Richtung durch Anfechtung 
der Eintragung im Wege der Klage geltend zu machen. Eine Ablehnung der 
Eintragung aus ſolchen Gründen iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen, falls die Un- 
gültigkeit der Beitrittserklärung, ohne daß es weiterer Ermittelungen bedarf, aus 
den dem Gericht bekannten Thatſachen ſich als zweifellos ergiebt. 

Bei der Benachrichtigung des Genoſſen und des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
von der erfolgten Eintragung (Geſetz $. 15 Abſatz 4; oben $. 9) iſt die laufende 
Nummer, unter welcher die Eintragung bewirkt iſt, anzugeben. 
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Die Spalten 5 und 6 dienen zur Eintragung der weiteren Geſchäftsantheile 
bei ſolchen Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftpflicht, deren Statut die Bethei⸗ 
ligung der Genoſſen auf mehr als einen Geſchäftsantheil geſtattet (Geſetz 55. 128 
bis 131). Der erſte Geſchäftsantheil wird nicht eingetragen. 

Die Eintragung erfolgt auf Grund der von dem Vorſtande einzureichenden 
Betheiligungserklärung des Genoſſen und der ſchriftlichen Verſicherung des Vor⸗ 
ſtandes, daß die übrigen Geſchäftsantheile des Genoſſen erreicht ſeien. 

Bei der Einreichung der Urkunden iſt die Nummer, unter welcher der 
Genoſſe in die Liſte eingetragen iſt, anzugeben. 

Hinſichtlich der Prüfung der Urkunden ſowie hinſichtlich der Anfechtung 
der Eintragung finden die Vorſchriften des vorhergehenden Paragraphen ente 
ſprechende Anwendung. 

Bei anderen, als den im Abſatz 1 bezeichneten Genoſſenſchaften iſt die 
fünfte und ſechſte Spalte der Liſte mit Rücksicht auf die Möglichkeit einer 
ſpäteren Umwandlung der Genoſſenſchaft offen zu laſſen. 


§. 28. 


Die Eintragung des Ausſcheidens von Genoſſen erfolgt auf Grund der 

von dem Vorſtande einzureichenden Urkunden. Dieſe ſind: 

1. im Falle der Aufkündigung eines Genoſſen (Geſetz H. 63, 67) die 
Kündigungserklärung desſelben und die ſchriftliche Verſicherung des 
Vorſtandes, daß die Aufkündigung rechtzeitig erfolgt fei; 

2. im Falle der Aufkündigung des Gläubigers eines Genoſſen (Geſetz 
§§. 64, 67) die Kündigungserklärung des Gläubigers und die in 
Nr. 1 bezeichnete Verſicherung des Vorſtandes, außerdem beglaubigte 
Abſchrift des rechtskräftigen Urtheils oder ſonſtigen Schuldtitels und 
des Beſchluſſes, durch welchen das Geſchäftsguthaben des Genoſſen für 
den Gläubiger gepfändet und demſelben überwieſen iſt, ſowie des 
Gerichtsvollzieherprotokolls oder der ſonſtigen Urkunden, aus welchen 
ſich die Fruchtloſigkeit einer innerhalb der letzten ſechs Monate vor der 
Pfändung und Ueberweiſung des Geſchäftsguthabens gegen den Ge⸗ 
noſſen verſuchten Zwangsvollſtreckung ergiebt , 


3. im Falle der Aufgabe des Wohnſitzes eines Genoſſen in dem Bezirke 
bei Genoſſenſchaften, deren Statut die Mitgliedſchaft an den Wohnſitz 
innerhalb eines beſtimmten Bezirks knüpft (Geſetz $. 8 Nr. 2, . 65, 67), 
die Austrittserklärung des Genoſſen oder Abſchrift der an den Genoſſen 
gerichteten Erklärung der Genoſſenſchaft, mit welcher dieſe das Aus⸗ 
ſcheiden desſelben verlangt hat, ſowie eine Beſcheinigung der Polizei⸗ 
oder Gemeindebehörde über den Wegzug aus dem Bezirke ; 


29 * 
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4. im Falle der Ausſchließung eines Genoſſen aus der Genoſſenſchaft 
(Geſetz §§. 66, 67) Abſchrift des Ausſchließungsbeſchluſſes; 

5. im Falle der Uebertragung des Geſchäftsguthabens (Geſetz $$. 74, 132) 
die zwiſchen dem Ausſcheidenden und dem Erwerber des Guthabens 
wegen der Uebertragung geſchloſſene Uebereinkunft oder beglaubigte 
Abſchrift derſelben und, 

falls der Erwerber bereits Mitglied der Genoſſenſchaft iſt, die 
ſchriftliche Verſicherung des Vorſtandes, daß das bisherige Geſchäfts⸗ 
guthaben des Erwerbers mit dem ihm zuzuſchreibenden Betrage den 
Geſchäftsantheil oder — im Falle des F. 132 des Geſetzes — die der 
höchſten Zahl der Geſchäftsantheile entſprechende Geſammtſumme nicht 
überſteigt, 

falls der Erwerber des Guthabens noch nicht Mitglied der Ge- 
noſſenſchaft iſt, die vorſchriftsmäßige Beitrittserklärung desfelben; 
im Falle des Todes eines Genoſſen (Geſetz §. 75) eine Anzeige des 
Sterbefalls; als ſolche genügt eine von den Angehörigen des Ver⸗ 
ſtorbenen veröffentlichte oder der Genoſſenſchaft erſtattete Anzeige und 
mangels einer ſolchen die Erklärung des Genoſſenſchaftsvorſtandes, daß 
der Todesfall eingetreten ſei. 


6. 


— 


$. 29. 


In den Fällen der Aufkündigung des Genoſſen oder des Gläubigers eines 
Genoſſen ($. 28 Nr. 1, 2) muß die Einreichung der Urkunden durch den 
Vorſtand ſpäteſtens ſechs Wochen vor dem Schluſſe des Geſchäftsjahres (Geſetz 
F. 67 Abſatz 1), und wenn das Ausſcheiden der Genoſſen zum Schluſſe jedes 
Kalenderquartals geſtattet iſt (Geſetz ؟‎ 114), ſpäteſtens drei Wochen vor dem 
Quartalsſchluſſe erfolgen. Die Einreichung der ſämmtlichen im Laufe des Ge⸗ 
ſchäftsjahres oder Quartals erfolgten Aufkündigungen kann bis zu dem bezeichneten 
Zeitpunkt aufgeſchoben und zuſammen bewirkt werden. 

Dasſelbe gilt in den Fällen der Austrittserklärung wegen Aufgabe des 
Wohnſitzes und der Ausſchließung ($. 28 Nr. 3, 4), find jedoch dieſe Thatſachen 
erſt in den letzten ſechs Wochen des Geſchäftsjahres, beziehungsweiſe in den letzten 
drei Wochen des Quartals eingetreten, ſo iſt die Einreichung unverzüglich zu 
bewirken. 

Imgleichen hat in den Fällen der Uebertragung des Geſchäftsguthabens 
und des Todes eines Genoſſen (F. 28 Nr. 5, 6) die Einreichung durch den 
Vorſtand ſtets unverzüglich zu erfolgen. 

Bei der Einreichung der Urkunden iſt die Nummer, unter welcher der aus: 
ſcheidende Genoſſe in die Liſte eingetragen iſt, anzugeben. 

Hinſichtlich der Prüfung der Urkunden und hünſichtlich der Anfechtung der 
Eintragung finden die Vorſchriften des F. 26 entſprechende Anwendung. 
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F. 30. 


getragen. 
4 Außer der das Ausscheiden begründenden Thatſache (§. 28 Nr. 1 bis 6) 
iſt in den Fällen der Aufkündigung, des Wegzuges aus dem Bezirke und der 
Ausſchließung ($. 28 Nr. 1 bis 4) in Spalte 8 zugleich der Jahresſchluß und, 
wenn in Gemäßheit des $. 114 des Geſetzes das Ausſcheiden zum Schluſſe des 
Kalenderquartals ſtattfindet, der Quartalsſchluß, zu welchem die Aufkündigung, 
Austrittserklärung oder Ausſchließung erfolgt iſt, zu vermerken. 

Im Falle der Uebertragung des Geſchäftsguthabens ($. 28 Nr. 5) iſt in 
Spalte 8 außer der Uebertragung die Perſon des Erwerbers und die laufende 
Nummer, unter welcher derſelbe in die Liſte eingetragen iſt oder eingetragen 
wird, anzugeben. Iſt der Erwerber noch nicht Genoſſe, jo darf die Uebertragung 
nur gleichzeitig mit dem Beitritt des Erwerbers eingetragen werden. | 

Im Falle des Todes eines Genoſſen ($. 28 Nr. 6) iſt der Zeitpunkt des 
Todes zu vermerken. 

$. 31. 


Der Tag des Ausſcheidens wird in Spalte 9 eingetragen. Da mit den 
im Geſetze beſtimmten Ausnahmen das Ausſcheiden nur zum Schluſſe eines 
Geſchäftsſahres, bei den im H. 114 des Geſetzes bezeichneten Genoſſenſchaften nur 
zum Schluſſe eines Kalenderquartals und nur nach erfolgter Eintragung wirkſam 
wird, ſo kann als Zeitpunkt desſelben regelmäßig nur der letzte Tag des Ge⸗ 
ſchäftsjahres oder Quartals, in welchem die Eintragung ſtattfindet, eingetragen 
werden. 

Soll nach den eingereichten Urkunden das Ausſcheiden nicht zum Schluſſe 
des laufenden, ſondern eines ſpäteren Geſchäftsjabres oder Quartals ſtattfinden, 
ſo iſt dieſer ſpätere Zeitpunkt einzutragen. 

Wird die Einreichung der Urkunden oder die Eintragung ſelbſt erſt nach 
dem Jahres- oder Quartalsſchluſſe, mit welchem das Ausſcheiden ſtattfinden 
ſollte, bewirkt, ſo kann dasſelbe erſt mit dem nächſten Jahres- oder Quartals⸗ 
ſchluſſe wirkſam werden; in dieſem Falle iſt deshalb der letztere Zeitpunkt als 
derjenige des Ausſcheidens in die Liſte einzutragen. Eine Ausnahme gilt in dieſer 
Beziehung für die Eintragung des Ausſcheidens bei Todesfällen, indem hier das 
Ausſcheiden des Erben nicht von der vorgängigen Eintragung in die Liſte ab⸗ 
hängig iſt (Geſetz $. 75). Auch bei verſpäteter Einreichung der Todesanzeige iſt 
deshalb der letzte Tag desjenigen Geſchäftsjahres oder Quartals, in welchem der 
Todesfall eingetreten iſt, als Zeitpunkt des Ausſcheidens einzutragen. 

Auf den Fall des Ausſcheidens durch Uebertragung des Geſchäftsguthabens 
(F. 28 Nr. 6) finden die vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. In 
dieſem Falle wird das Ausſcheiden unmittelbar durch die Eintragung wirkſam; 
der Tag der letzteren iſt deshalb auch der Zeitpunkt des Ausſcheidens und als 


ſolcher in der Liſte zu vermerken. 


Das Ausſcheiden von Genoſſen wird in Spalte 7 bis 9 der Liſte ein⸗ Eintrag 
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Vormerkungen zur Sicherung des Ausſcheidens (Geſetz $. 69) werden in 
Spalte 7 und 8 eingetragen. Die Eintragung erfolgt auf Antrag des Genoſſen, 
welcher das Ausſcheiden beanſprucht, im Falle des $. 64 des Geſetzes auf Antrag 
des Gläubigers des Genoſſen. Die Thatſachen, auf welche der Anſpruch ge⸗ 
gründet wird (rechtzeitig bewirkte Aufkündigung, Uebertragung des Geſchäfts⸗ 
guthabens, Tod des Erblaſſers u. ſ. w.), ſind anzugeben; des Nachweiſes oder 
der Glaubhaftmachung derſelben bedarf es nicht. 

Der Zeitpunkt, zu welchem das Ausſcheiden beanſprucht wird, iſt ebenfalls 
in Spalte 8 anzugeben. Derſelbe beſtimmt ſich nach den Grundſätzen, welche 
maßgebend ſein würden, wenn ſtatt der Vormerkung das Ausſcheiden ſelbſt ein⸗ 
zutragen wäre ($. 31). In Spalte 9 wird der hiernach vorgemerkte Zeitpunkt 
erſt eingetragen, wenn das Ausſcheiden durch ein Anerkenntniß des Vorſtandes 
oder durch ein gegen denſelben ergangenes rechtskräftiges Urtheil feſtgeſtellt iſt und 
dies in die Liſte eingetragen wird (Geſetz §. 69 Abſatz 2). 


$. 33. 


Unrichtige Eintragungen, welche auf einem Verſehen des Gerichts be— 
ruhen, ſind durch einen Vermerk in der letzten Spalte als zur Ungebühr bewirkt 
zu löſchen. 

Wird die Unwirkſamkeit einer Eintragung aus anderen Gründen durch 
eine übereinſtimmende Erklärung des betheiligten Genoſſen und des Vorſtandes 
der Genoſſenſchaft in beglaubigter Form anerkannt oder durch rechtskräftiges 
Urtheil feſtgeſtellt, ſo iſt dies auf Antrag eines der beiden Theile in der letzten 
Spalte einzutragen. : 

$. 34. 

Mit der Eintragung des Ausſcheidens eines Genoſſen ($$. 28 bis 31, 
§. 32 Abſatz 2) ſowie mit den im F. 32 bezeichneten Eintragungen ſind zugleich 
die ſämmtlichen, auf den Genoſſen bezüglichen Eintragungen roth zu unterſtreichen. 


§. 35. 


Die Liſte der. Genoſſen iſt dauernd aufzubewahren. 

Auf die nach Jahrgängen geſammelten Anträge, Schriftſtücke und Ver⸗ 
fügungen ($. 24 Abſatz 4) findet die Beſtimmung im F. 23 Abſatz 2 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

$. 36. 

Für die bei dem Inkrafttreten des Geſetzes beſtehenden Genoſſenſchaften 
(Geſetz F. 154) iſt die Lifte der Genoſſen in der durch die gegenwärtigen Be⸗ 
ſtimmungen vorgeſchriebenen Form neu anzulegen und hiermit die im F. 5 
des Geſetzes angeordnete Berichtigung des Inhalts der bisherigen Mitgliederliſte 
zu verbinden. 
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Die Anlegung hat unverzüglich nach Eingang der im §. 164 des Geſetzes 
vorgeſchriebenen Anzeige des Vorſtandes der Genoſſenſchaft zu erfolgen. Derſelbe 
kann die Anzeige in der Weiſe erſtatten, daß er die neue Liſte ſelbſt entwirft 
und bei Einreichung derſelben die Abweichungen von der bisherigen Liſte 
bezeichnet. 

Bei Eintragung der beim Inkrafttreten des Geſetzes der Genoſſenſchaft an⸗ 
gehörenden Mitglieder wird das Datum der Eintragung nicht in Spalte 2 an⸗ 
gegeben, ſondern unter der letzten Eintragung folgender Vermerk beigefügt: 


„Die unter Nr. 1 bis eingetragenen Perſonen find als die der 
Genoſſenſchaft am 1. Oktober 1889 angehörenden Mitglieder eingetragen 
0 AY O Nl 


Zugleich iſt bei denjenigen Genoſſen, welche in Folge einer vor dem 
1. Oktober 1889 geſchehenen Aufkündigung nach dieſem Tage aus der Genoſſen⸗ 
ſchaft ausſcheiden (Geſetz F. 164 Abſatz 2), die frühere Aufkündigung und der 
nach den bisherigen Vorſchriften ſich beſtimmende Zeitpunkt des Ausſcheidens in 
Spalte 8 und 9 einzutragen. 


$. 37. 


Sobald die Anlage der neuen Liſte bewirkt iſt, hat das Gericht die in 
$. 165 Abſatz 2, $. 168 Abſatz 3 des Geſetzes bezeichnete allgemeine Aufforderung 
in den für die Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft im Statut derſelben be— 
ſtimmten Blättern zu erlaſſen. 

Soweit die zu dem Bezirke des Gerichts gehörenden Genoſſenſchaften für 
ihre Bekanntmachungen dieſelben Blätter beſtimmt haben, kann für dieſe Ge 
noſſenſchaften die allgemeine Aufforderung verbunden werden. 


§. 38. 


Widerſprüche, welche in Gemäßheit des §. 165 Abſatz 2 oder des §. 8 
Abſatz 2 des Geſetzes gegen den Inhalt der neuen Liſte erhoben werden, ſind, 
ſofern ſie ſich gegen die Aufnahme des Widerſprechenden in die Liſte richten oder 
das Ausſcheiden desſelben auf Grund einer vor dem 1. Oktober 1889 erklärten 
Aufkündigung betreffen, in der letzten Spalte einzutragen. Iſt in Folge eines 
Anerkenntniſſes des Vorſtandes oder eines rechtskräftigen Urtheils gegen denſelben 
die Lifte nach Maßgabe des erhobenen Widerſpruchs zu berichtigen (Geſetz §. 9 
Abſatz 2), ſo iſt der Grund der Berichtigung in der letzten Spalte zu vermerken 
und zugleich die wegfallende Eintragung roth zu unterſtreichen. 

Zur Eintragung von Widerſprüchen, mit welchen die Aufnahme des 
Widerſprechenden in die Liſte beanſprucht wird, iſt eine beſondere Liſte anzulegen. 
In dieſelbe ſind die Widerſprechenden nach Namen, Beruf und Wohnort ein⸗ 
zutragen. Eine ſpätere Berichtigung der Liſte in Gemäßheit des Widerſpruchs 
erfolgt durch Uebertragung des Genoſſen in die Hauptliſte. 


— 164 — 


Des Nachweiſes oder der Glaubhaftmachung der Thatſachen, auf welche 
ein Widerſpruch und im Falle des F. 168 Abſatz 2 des Geſetzes die Zuläſſigkeit 
der nachträglichen Geltendmachung desſelben gegründet wird, bedarf es nicht. 

Die Löſchung eines Widerſpruchs erfolgt, wenn die Vorausſetzungen des 
F. 169 Abſatz 2 des Geſetzes vorliegen oder der Widerſpruch zurückgenommen 
oder durch rechtskräftiges Urtheil für unbegründet erklärt wird, durch ent⸗ 
ſprechenden Vermerk in der Liſte, in welche der Widerſpruch eingetragen war. 


$. 39. 


Solange die Anlegung der neuen Liſte (F. 36) für eine Genoſſenſchaft 
noch nicht vollendet iſt, ſind Eintragungen, welche auf Grund eines nach dem 
1. Oktober 1889 erfolgten Beitritts oder Ausſcheidens von Genoſſen erforderlich 
werden, in einer vorläufigen Liſte zu bewirken. Dieſelben ſind nach Anlegung der 
neuen Liſte in dieſe unter dem Datum der früheren Eintragung zu übertragen. 


$. 40. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen treten gleichzeitig mit dem Geſetze vom 
1. Mai 1889 in Kraft. 


Berlin, den 11. Juli 1889. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
von Boetticher. 


Anlage. 


Lifte Der Genoffen 
für 


Das Geſchäftsjahr beginnt am... und endigt am 


(Das Ausſcheiden der Genoſſen findet zum Schluß eines jeden Kalenderquartals ſtatt.) 


Reichs ⸗Geſetzbl. 1889. 30 


Genoſſen. 


Weitere Geſchäftsantheile. 


= 
= 
=. x [ 
dag dag 8 
= der Name und Beruf. Wohnort. der weiteren 
EZ x Geſchäfts⸗ 
E Eintragung. Eintragung. antheile. 
1. 51 3. 4. 5. | 6. 
1.| 4. Februar 1890 | Meier, Wilhelm, Schloſſermeiſter Merſeburg | 
2.] 4. Februar 1890 Böttcher, Hermann, Tifchlermeifter | » 
3.| 15. März 1890 | Kraus, Philipp, Kaufmann » 15. Dezember 1890 1 

1. Juni 1891 2 

2 
4.] 15. März 1890 Himmelreich, Anton, Klempner⸗ | » 
meifter 

5.] 15. März 1890 Kannegießer, Adolf, Auslaufer » 
6, 15. März 1890 | Müller, Hans, Landwirth Bolzhauſen 1. Mai 1891 1 
7. 2. April 1890 Schulz, Eduard, Gaſtwirth Merſeburg 
8. 2. April 1890 Becker, Matthias, Maurermeiſter | » 


AS Tl — —u—n ' —ñ—ü4—jEũ ä 
Ausſcheiden. 


Tag Tag Bemerkungen. 
der Grund des Ausſcheidens. des 
Eintragung. Ausſcheidens 
7. 8. | 9. j 10. 


| 
18. November 1892 Aufkündigung zum 31. Dezember 1892 31. Dezember 1892. 


Die Eintragung des Beitritts 
iſt durch rechtskräftiges 
Urtheil für ungültig erklärt. 


Eingetragen am 6. Juli 1891. 
7. Auguſt 1892 Verſtorben am 30. Juli 1892 31. Dezember 1892. 
5. Juni 1891 Uebertragung des Guthabens an Ne 5. Juni 1891. 
(NE EM... ) 
25. Januar 1893 Ausſchließung zum 31. Dezember 1893 31. Dezember 1893. 


20. Dezember 1893 Vorgemerkt Kündigung zum 31. Dezember 1893 
4. März 1894 Anerkannt 31. Dezember 1893. | 


20. Dezember 1892 Wegen Aufgabe des Wohnſitzes im Bezirk aus⸗ 31. Dezember 1892. 
getreten zum 31. Dezember 1892 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdrukerei. 
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